Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drucksadhe 2712 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über die wirtschaftliche Betätigung der öffentlichen Hand 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

ERSTER TEIL 
Wirtschaftliche Unternehmen 
§ 1 

(1) Bund, Länder, Gemeinden und Ge- 
meindeverbände (öffentliche Hand) dürfen 
Unternehmen, die wirtschaftliche Leistungen 
für Dritte erbringen (wirtschaftliche Unter- 
nehmen), unmittelbar und mittelbar auf 
Grund öffentlichen und privaten Rechtes nur 
betreiben oder sich an ihnen beteiligen, wenn 

a) ein dringender öffentlicher Zweck vorliegt 
und 

b) dieser Zweck durch private Unternehmen 
oder ohne Beteiligung der öffentlichen 
Hand nicht ebenso gut und wirtschaftlich 
erfüllt werden kann und 

c) private Unternehmen nicht unbillig Im 
Wettbewerb benachteiligt werden und 

d) die Unternehmen oder Beteiligungen nach 
Art und Umfang in einem angemessenen 
Verhältnis zu der Leistungsfähigkeit der 
Eigentümer und den voraussichtlidien Be- 
lastungen stehen. 

(2) Das Vorliegen der Voraussetzungen der 
Budistaben a bis d ist im Einzelfalle, soweit 
es sich um den Bund handelt, durch den 


Bundestag, im übrigen durch die Volksvertre- 
tung des Landes festzustellen. Sind mehrere 
Volksvertretungen beteiligt, so bedarf es 
einer übereinstimmenden Feststellung. Die 
Feststellung kann befristet, an Bedingungen 
geknüpft und bei Wegfall der Voraussetzun- 
gen widerrufen werden. 

§ 2 

Wirtschaftliche Unternehmen und Beteili- 
gungen, die bei Inkrafttreten des Gesetzes 
bereits bestehen, dürfen, wenn die Feststel- 
lung nach § 1 Abs. 2 nidit getroffen ist, von 
der öffentlichen Hand nur fortgeführt oder 
beibehalten werden, solange 

1. das Veräußerungs verfahren des Dritten 
Teils (§§ 6 bis 10) noch nicht abgeschlos- 
sen Ist oder 

2. der Überprüfungsausschuß (§ 12) fest- 
stellt, daß eine Veräußerung zum ange- 
messenen Preis nicht möglich ist. 

Bei wirtschaftlichen Unternehmen im 
Alleineigentum der öffentlichen Hand muß 
der Überprüfungsausschuß Im Falle der Num- 
mer 2 ferner feststellen, daß die Fortführung 
im volkswirtschaftlichen Interesse erforder- 
lich ist. 

§ 3 

(1) Wirtsdiaftliche Unternehmen, die im 
Alleineigentum oder auf Grund von Beteili- 
gungen unter dem beherrschenden Einfluß 
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der öffentlichen Hand stehen, sind nach 
kaufmännischen Grundsätzen zu führen. Sie 
haben jährlich einen Jahresabschluß mit Ge- 
winn- und Verlustrechnung sowie einen Ge- 
schäftsbericht entsprechend den Vorschriften 
des Aktiengesetzes zu erstellen und den Volks- 
vertretungen der Eigentümer oder Beteiligten 
der öffentlichen Hand zuzuleitcn. Soziale 
Leistungen und politische Lasten zugunsten 
der Allgemeinheit, die bei Privatunternehmen 
gleicher oder ähnlicher Art gemeinhin nicht 
üblich sind, müssen im Geschäftsbericht ge- 
sondert ausgewiesen werden. 

(2) Die Konzernbildung (§15 des Aktien- 
gesetzes) oder der rechtliche Zusammenschluß 
zu einem Unternehmen sind nur zulässig, 
wenn besondere betriebliche Verhältnisse da- 
zu zwingen und eine zweckmäßigere betrieb- 
liche Organisation erreicht wird. Sie sind un- 
zulässig, wenn sie in einem nicht nur örtlich 
begrenzten Gebiet eine marktbeherrschende 
Stellung zur Folge haben würden. 

ZWEITER TEIL 
Regiebetriebe 

S 4 

(1) Die öffentlidie Hand darf Betriebe zur 
Deckung des eigenen Bedarfs (Regiebetriebe) 
nur unterhalten, wenn 

a) die besondere Eigenart eines Verwaltungs- 
zweiges oder einer Einrichtung der öffent- 
lichen Hand einen Regiebetrieb unabweis- 
bar erfordert oder 

b) die Sclbstkostenrechnung erkennen läßt, 
daß ein Regiebetrieb auf die Dauer zu 
wesentlich wirtschaftlicheren Ergebnissen 
führt als die Auftragsvergabe an private 
Unternehmen und der Kapitalaufwand in 
angemessenem Verhältnis zu der Leistungs- 
fähigkeit des Trägers des Regiebetriebes 
steht. 

(2) Größere Neuanlagen dürfen, soweit sie 
von privaten Unternehmen durchgeführt 
werden können, nicht durch Regiebetriebe 
ausgeführt werden. 

(3) Wirtschaftliche Leistungen für Dritte 
dürfen von Regiebetrieben nicht erbracht 
werden. 

§ 3 

Läßt die öffentliche Hand Regiearbeiten 
ausführen, die nach § 4 unzulässig sind, so hat 


jedes private Unternehmen, das diese Arbei- 
ten übernehmen könnte, einen Anspruch auf 
Unterlassung, der vor den ordentlichen Ge- 
richten geltend zu machen ist. 

DRITTER TEIL 
Veräußerungsbestimmungen 

§ 6 

Wirtschaftliclie Unternehmen und Beteili- 
gungen, bei denen eine Feststellung nach § 1 
nicht getroffen worden ist, sind nach Maßgabe 
des Dritten Teils zu veräußern. Zeitpunkt 
und Art der Veräußerung bestimmt der Über- 
prüfungsausschuß. 

§ 7 

Wirtschaftliche Unternehmen, die in der 
Rechtsform der Aktiengesellschaft betrieben 
werden, und Aktienbeteiligungen der öffent- 
lichen Hand v/erden zu dem im Zeitpunkt 
der Veräußerung bestehenden Börsenkurs 
verkauft. Der Verkäufer kann sich hierbei der 
Vermittlung einer Bank oder eines Banken- 
konsortiums bedienen. 

§ 8 

(1) Wirtscliaftliche Unternehmen, die nicht 
in der Rechtsform der Aktiengesellschaft ge- 
führt werden, sind bis zum 30. Juni 1957 in 
diese Rechtsform umzuwandeln, sofern das 
Grundkapital entsprechend dem tatsächliclien 
Wert des Unternehmens mindestens 500 000 
Deutsclie Mark betragen würde. Die Börsen- 
einführung und der Verkauf der Aktien ist 
einem Bankenkonsortium zu übertragen. Der 
zwischen der öffentlichen Hand und dem 
Bankenkonsortium zu vereinbarende Aus- 
gabekurs bedarf der Genehmigung durch den 
Überprüfungsausschuß, 

(2) Absatz 1 gilt entsprecliend für Aktien 
von Unternehmen und Beteiligungen, für die 
im Zeitpunkt der Veräußerung kein Börsen- 
kurs besteht. 

§ 9 

(1) Unternehmen, die nicht unter die Be- 
stimmungen der §§ 7 und 8 fallen, sind in 
einer Reclitsform des privaten Rechts zu 
führen oder darin zu überführen, die eine 
freihändige Veräußerung des ganzen Unter- 
nehmens oder von Anteilen an dem Unter- 
nehmen ermöglicht. 



(2"' Mit der Veräußerung ist eine Bank oder 
ein Bankenkonsortium zu beauftragen, so- 
fern der Überprüfungsausschuß nicht eine un- 
mittelbare Veräußerung für zulässig erklärt. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechned für Aktien, 
deren Börseneinführung nicht möglich ist. 

§ 10 

(1) Bestimmungen des Bundes, der Länder 
und Gemeinden, nach denen der Verkauf von 
Vermögen der öffentlichen Hand der Zu- 
stimmung der Volksvertretung bedarf, finden 
auf Veräußerungen nach diesem Gesetz keine 
Anwendung. 

(2) Der Erwerb von Vermögenswerten, die 
nach den Bestimmungen des Dritten Teils 
veräußert werden, durch die öffentliche Hand 
ist ausgeschlossen. 

VIERTER TEIL 
Gemeinsame Bestimmungen 

§ 11 

Wirtschaftliche Unternehmen im Allein- 
eigentum der öffentlichen Hand, die die Vor- 
aussetzungen der §§ 1 und 2 nicht erfüllen, 
sind aufzulösen und zu liquidieren. Das gleiche 
gilt für Regiebetriebe, die die Voraussetzun- 
gen des § 4 nicht erfüllen. 

§ 12 

(1) Zur Durchführung des Gesetzes wird 
ein Ausschuß zur Überprüfung des Vermö- 
gens der öffentlichen Hand (Überprüfungs- 
ausschuß) gebildet. Er besteht aus 

1. sechs Mitgliedern, die vom Bundestag für 
die Dauer seiner Wahlperiode gewählt 
werden, 

2. drei Vertretern des Bundesrates, 

3. drei Vertretern der Bundesregierung und 

4. drei Vertretern der Bundesnotenbank. 

Der Überprüfungsausschuß entscheidet mit 
der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder. 
Er wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden 
und gibt sich eine Geschäftsordnung. 

(2) Der Überprüfungsausschuß erläßt Richt- 
linien für Zeit, Art und Ausmaß der Ver- 


äußerung von Unternehmen und Beteiligun- 
gen (Dritter Teil), die für Regierungen und 
Verwaltungen verbindlich sind, und über- 
wacht ihre Durchführung. Er trifft die Fest- 
stellungen nadi § 2 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2. 
Regierungen und Verwaltungen haben ihn 
auf Verlangen jederzeit über Unternehmen 
und Beteiligungen, Verkaufsverhandlungen, 
die vereinbarten und erzielten Preise sowie 
über Art, Tätigkeit und Kostenredinung der 
Regiebetriebe zu unterrichten. 

(3) Der Überprüfungsausschuß berichtet 
dem Bundestag und den Volksvertretungen 
der Länder jährlich über die Durchführung 
des Gesetzes. Er kann damit Vorschläge, ins- 
besondere für Feststellungen oder den Wider- 
ruf von Feststellungen gemäß § 1 Abs. 2 ver- 
binden. 

§ 13 

Das Gesetz gilt nicht für die Bundesbahn, 
die Bundespost, die öffentlich rechtlichen 
Bank- und Kreditinstitute, die Land- und 
Forstwirtschaft sowie für Arbeiten in Straf- 
anstalten. 

§ 14 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, mit 
Zustimmung des Bundesrates die zur Durch- 
führung des Gesetzes erforderlichen Verord- 
nungen zu erlassen. 

§ 15 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
Grund dieses Gesetzes erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes. 

§ 16 

Das Gesetz tritt am 1. Januar 1957 in Kraft. 

Bonn, den 26. September 1956 

Dr. Atzenroth 

Dr. Dehler und Fraktion 



